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Sondernutzungssatzung 
- alte Fassung - 

 

Sondernutzungssatzung 
- neue Fassung - 

Bemerkungen 

Satzung 
über die Erlaubnisse und Gebühren für Son-

dernutzungen 
an öffentlichen Straßen der Stadt Schwelm 

vom 15.07.1987 

Aufgrund 

a) § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-

machtung vom 13.8.1984 (GV NW S. 475/SGV 

NW 2023) 

b) §§ 18,19 und 19 a des Straßen- und Wegegeset-

zes des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fas-

sung der Bekanntmachtung vom 1.8.1983 (GV 

NW S. 306/SGV NW 91) 

c) § 8 des Bundesfernstraßengesetzes vom 

6.8.1961 (BGBl I S. 1742) in der z.Z. geltenden 

Fassung 

d) §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen vom 

21.10.1969 (GV NW S. 712/SGV NW 610) in 

der z.Z. geltenden Fassung 

e) der Zustimmung des Landschaftsverbandes 

Westfalen-Lippe 

hat der Rat der Stadt Schwelm in seiner Sitzung am 

25.06.1987 folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen 

(einschl. Wege und Plätze) sowie für die Orts-

durchfahrten im Zuge der Bundes-, Landes- 

Satzung 
über die Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen 
der Stadt Schwelm vom ... 

 

Aufgrund der §§ 18,19 und 19 a des Straßen- 

und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-

Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. 

NRW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355), zuletzt 

geändert durch Artikel 182 des Gesetzes vom 5. 

April 2005 (GV. NRW. S. 306) sowie des § 8 

Abs. 1 und 3  des Bundesfernstraßengesetzes 

(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 20. Februar 2003 (BGBl. I S. 286), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. 

Dezember 2006 (BGBl. I S. 2833) und dem § 7 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Ersten Teils des 

Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498) 

hat der Rat der Stadt Schwelm in seiner Sitzung 

am ... folgende Satzung beschlossen: 

 

 

 

§ 1 Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Diese Satzung gilt für alle Gemeindestraßen 

(einschl. Wege und Plätze) sowie für die Orts-

durchfahrten im Zuge der Bundes-, Landes- 
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und Kreisstraßen. 

(2) Die Vorschriften über den Marktverkehr ein-

schl. der entsprechenden Gebührenordnungen 

bleiben unberührt. 

(3) Soweit für Werbeeinrichtungen (Litfaßsäulen, 

Anschlagtafeln und ähnliche Einrichtungen) 

sowie für besondere Veranstaltungen (Kirmes, 

Circusveranstaltungen u.a.) privatrechtliche 

Vereinbarungen getroffen werden, ist diese 

Satzung nicht anzuwenden. 

(4) Zu den Straßen im Sinne von Abs. 1 gehören 

die in § 2 Abs. 2 des Straßen- und Wegegeset-

zes sowie in § 1 Abs. 4 des Bundesfernstra-

ßengesetzes genannten Bestandteile des Stra-

ßenkörpers, der Luftraum über dem Straßen-

körper, das Zubehör und die Nebenanlagen. 

 
§ 2 Erlaubnispflichtige Sondernutzungen 

(1) Vorbehaltlich der §§ 3, 4 und 5 dieser Satzung 

bedarf die Benutzung der Straßen über den 

Gemeingebrauch hinaus als Sondernutzung 

der Erlaubnis der Stadt. 

       Die Benutzung ist erst zulässig, wenn die Er-

laubnis erteilt ist. 

(2) Die Erlaubnispflicht für Sondernutzungen 

wird durch die Erteilung anderer Genehmi-

gungen (z.B. Baugenehmigungen, Erlaubnisse 

nach dem Gaststättengesetz, Gestattungen) 

nicht berührt. 
 
§ 3 Straßenanliegergebrauch 

Die Benutzung der Straße über den Gemeinge-

brauch hinaus bedarf innerhalb der geschlossenen 

Ortslage keiner Erlaubnis, soweit sie für Zwecke 

des Grundstücks erforderlich ist und den Gemein-

und Kreisstraßen. 

(2) Die Vorschriften über den Marktverkehr ein-

schl. der entsprechenden Gebührenordnungen 

bleiben unberührt. 

(3) Die Sondernutzungssatzung gilt nicht für 

Grünflächen und Parkanlagen. 

 

 

 

 

(4) Zu den Straßen im Sinne von Abs. 1 gehören 

die in § 2 Abs. 2 des StrWG sowie in § 1 Abs. 

4 des FStrG genannten Bestandteile des Stra-

ßenkörpers, der Luftraum über dem Straßen-

körper, das Zubehör und die Nebenanlagen. 

 

 

§ 2 Erlaubnispflichtige Sondernutzungen 

(1) Vorbehaltlich der §§ 3, 4 und 5 dieser Satzung 

bedarf die Benutzung der Straßen über den 

Gemeingebrauch hinaus als Sondernutzung 

der Erlaubnis der Stadt. 

       Die Benutzung ist erst zulässig, wenn die Er-

laubnis erteilt ist. 

(2) Die Erlaubnispflicht für Sondernutzungen 

wird durch die Erteilung anderer Genehmi-

gungen (z.B. Baugenehmigungen, Erlaubnisse 

nach dem Gaststättengesetz, Gestattungen) 

nicht berührt. 

 

§ 3 Straßenanliegergebrauch 
Die Benutzung der Straße über den Gemeinge-

brauch hinaus bedarf innerhalb der geschlossenen 

Ortslage keiner Erlaubnis, soweit sie für Zwecke 

des Grundstücks erforderlich ist und den Gemein-

 
 
 
 
 
Klarstellung (Abgrenzung siehe § 5) 
 
 
 
 
 
redaktionelle Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3 

gebrauch nicht dauernd ausschließt oder erheblich 

beeinträchtigt oder in den Straßenkörper eingreift 

(Straßenanliegergebrauch). 

 
§ 4 Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

(1) Keiner Erlaubnis bedürfen: 

a) bauaufsichtlich genehmigte Bauteile, z.B. 

Gebäudesockel, Fensterbänke, Vordächer, 

Kellerlichtschächte, Aufzugschächte für 

Waren und Mülltonnen in Gehwegen. 

Werbeanlagen an der Stätte der Leistung, 

die nicht mehr als 0,30 m in den Gehweg 

hineinragen, sowie Sonnenschutzdächer 

über Gehwegen ab 2,20 m Höhe und in 

einem Abstand von mindestens 0,70 von 

der Gehwegkante. 

b) Werbeanlagen, Verkaufseinrichtungen 

und Warenauslagen, die vorübergehend 

(tage- und stundenweise) an der Stätte der 

Leistung ohne feste Verbindung mit einer 

baulichen Anlage oder dem Boden ange-

bracht oder aufgestellt werden und nicht 

mehr als 1,00 m in den Straßenraum hin-

einragen. 

c) Die Ausschmückung von Straßen und 

Häuserfronten für Feiern, Feste, Umzüge 

und ähnliche Veranstaltungen zur Pflege 

des Brauchtums sowie für kirchliche Pro-

zessionen. 

d) Plakatwerbungen der politischen Parteien 

innerhalb der geschlossenen Ortslage aus 

Anlaß von Wahlen jeweils 3 Monate vor 

dem Wahltag. 

 

 

 

gebrauch nicht dauernd ausschließt oder erheblich 

beeinträchtigt oder in den Straßenkörper eingreift 

(Straßenanliegergebrauch). 

 
§ 4 Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

(1) Keiner Erlaubnis bedürfen: 

a) bauaufsichtlich genehmigte Bauteile, z.B. 

Gebäudesockel, Fensterbänke, Vordächer, 

Kellerlichtschächte, Aufzugschächte für 

Waren und Mülltonnen in Gehwegen. 

Werbeanlagen an der Stätte der Leistung, 

die nicht mehr als 0,30 m in den Gehweg 

hineinragen, sowie Sonnenschutzdächer 

über Gehwegen ab 2,20 m Höhe und in 

einem Abstand von mindestens 0,70 von 

der Gehwegkante. 

b) Werbeanlagen, Verkaufseinrichtungen 

und Warenauslagen, die vorübergehend 

(tage- und stundenweise) an der Stätte der 

Leistung ohne feste Verbindung mit einer 

baulichen Anlage oder dem Boden ange-

bracht oder aufgestellt werden und nicht 

mehr als 1,00 m in den Straßenraum hin-

einragen. 

c) Die Ausschmückung von Straßen und 

Häuserfronten für Feiern, Feste, Umzüge 

und ähnliche Veranstaltungen zur Pflege 

des Brauchtums sowie für kirchliche Pro-

zessionen. 

d) Plakatwerbungen der politischen Parteien 

innerhalb der geschlossenen Ortslage aus 

Anlass von Wahlen jeweils 3 Monate vor 

dem Wahltag. 
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e) Lagerung von Gegenständen aller Art bis 

zu 48 Stunden. 

 

 

 

 

f) Container bis zu 48 Stunden. 

 

 

 

 

 

 

 

g) Wartehäuser des öffentlichen Personen-

nahverkehrs. 

h) Fahrradständer.      

                                                                 

(2) Nach Abs. 1 erlaubnisfreie Sondernutzungen 

können eingeschränkt oder untersagt werden, 

wenn Belange des Straßenbaus oder Belange 

der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs dies 

erfordern. 

 
§ 5 Sonstige Benutzung 

Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des 

Eigentums der Straßen richtet sich nach bürgerli-

chem Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht 

beeinträchtigt, wobei eine vorübergehende Beein-

trächtigung für Zwecke der öffentlichen Versor-

gung oder Entsorgung außer Betracht bleibt. 

 
§ 6 Erlaubnisantrag 

e) Lagerung von Gegenständen aller Art bis 

zu 12 Stunden in Höhe des eigenen 

Grundstücks, auf Gehwegen unter Ein-

haltung einer Restgehwegbreite von 

mindestens 1 m und unter Beachtung 

der allgemeinen Verkehrssicherungs-

pflicht. 

f) Container bis zu 24 Stunden in Höhe des 

eigenen Grundstücks, auf Gehwegen 

unter Einhaltung einer Restgehwegbrei-

te von mindestens 1 m und unter Beach-

tung der allgemeinen Verkehrssiche-

rungspflicht. 

g) (Bau-) Gerüste oder Leitern zur Durch-

führung von Instandhaltungsarbeiten 

an Gebäuden,. 

h) Wartehäuser des öffentlichen Personen-

nahverkehrs, 

i) Fahrradständer. 

 

(2) Nach Abs. 1 erlaubnisfreie Sondernutzungen 

können eingeschränkt oder untersagt werden, 

wenn Belange des Straßenbaus oder Belange 

der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs dies 

erfordern.  

 
§ 5 Sonstige Benutzung 

Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des 

Eigentums der Straßen richtet sich nach bürgerli-

chem Recht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht 

beeinträchtigt, wobei eine vorübergehende Beein-

trächtigung für Zwecke der öffentlichen Versor-

gung oder Entsorgung außer Betracht bleibt. 

 
§ 6 Erlaubnisantrag  

Regelungsbedarf aufgrund Praxiserfahrung 

(z.Bsp. Sperrmüllabholung) / Verkehrsgefähr-

dung für Fußgänger / bei länger beabsichtigten 

Sondernutzungen sind zusätzliche Auflagen 

erforderlich 

 

 

 

Anpassung an die Regelung anderer Städte 

 
 

 

 

 

Konkretisierung des zugelassenen Straßenanlie-

gergebrauchs 
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(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf 

Antrag erteilt. Dieser ist in der Regel 2 Wo-

chen vor der beabsichtigten Ausübung der 

Sondernutzung schriftlich mit Angaben über 

Ort, Art, Umfang und Dauer der Sondernut-

zung zu stellen. 

       Es können dazu Erläuterungen durch Zeich-

nungen, textliche Beschreibungen oder in 

sonst geeigneter Weise verlangt werden. 

(2) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung 

oder Gefährdung des Verkehrs oder eine Be-

schädigung der Straße oder die Gefahr einer 

solchen Beschädigung verbunden, so muß der 

Antrag Angaben darüber enthalten, in welcher 

Weise den Erfordernissen der Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs sowie des Schutzes der 

Straße Rechnung getragen wird. 

 
§ 7 Erlaubnis 

Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf er-

teilt. Sie kann unter Bedingungen und Auflagen 

erteilt werden, wenn dies für die Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs oder zum Schutze der Stra-

ße erforderlich ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf 

Antrag erteilt. Dieser ist in der Regel 2 Wo-

chen vor der beabsichtigten Ausübung der 

Sondernutzung schriftlich mit Angaben über 

Ort, Art, Umfang und Dauer der Sondernut-

zung zu stellen. 

       Es können dazu Erläuterungen durch Zeich-

nungen, textliche Beschreibungen oder in 

sonst geeigneter Weise verlangt werden. 

(2) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung 

oder Gefährdung des Verkehrs oder eine Be-

schädigung der Straße oder die Gefahr einer 

solchen Beschädigung verbunden, so muss der 

Antrag Angaben darüber enthalten, in welcher 

Weise den Erfordernissen der Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs sowie des Schutzes der 

Straße Rechnung getragen wird. 

 
§ 7 Erlaubnis 

Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf er-

teilt. Sie kann unter Bedingungen und Auflagen 

erteilt werden, wenn dies für die Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs oder zum Schutze der Stra-

ße erforderlich ist. Bedingungen und Auflagen 

nach Satz 1 können auch nachträglich erteilt 

werden. Sondernutzungen sind mit ihrer Umge-

bung so in Einklang zu bringen, dass sie das 

Straßenbild nicht verunstalten oder deren beab-

sichtigte Gestaltung nicht stören. Auf die erhal-

tenswerte Eigenart der Umgebung ist Rücksicht 

zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ergänzung 

 

Sinngemäße Übernahme von § 12 Abs. 2 BauO 

NRW, „Praxiserfahrung“ 
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§ 8 Gebühren 

(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen wer-

den Gebühren nach anliegendem Gebührenta-

rif erhoben. Der Gebührentarif ist Bestandteil 

dieser Satzung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Das Recht der Stadt, nach § 18 Abs. 3 des 

Straßen- und Wegegesetzes bzw. § 8 Abs. 2 a 

des Bundesfernstraßengesetzes Kostenersatz 

sowie Vorschüsse und Sicherheiten zu verlan-

gen, wird durch die nach dem Tarif bestehen-

de Gebührenpflicht oder Gebührenfreiheit für 

Sondernutzungen nicht berührt. 

(3) Das Recht, für die Erteilung der Sondernut-

zungserlaubnis Verwaltungsgebühren zu er-

heben, bleibt unberührt. 

(4) Weitere anfallende Kosten, insbesondere für 

Strom, Wasser, Sonderreinigung und anderes, 

sind in der Gebühr nicht enthalten. 

 

 

 

 

 

 

§ 8 Gebühren 

(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen wer-

den Gebühren nach anliegendem Gebührenta-

rif erhoben. Der Gebührentarif ist Bestandteil 

dieser Satzung.  Weist der Tarif keine Ge-

bühr für eine erlaubnispflichtige Son-

dernutzung aus, ist die Mindestgebühr zu 

erheben. Überschreitet die Nutzungsdauer 

den Zeitraum eines Monats, so ist die Be-

messungsgrundlage für die Mindestgebühr 

jeder angefangene Monat.  

(2) Für Sondernutzungen, die ohne Erlaubnis 

ausgeübt werden, werden Sondernutzungs-

gebühren nach dem Gebührentarif erho-

ben. 

 

 

(3) Das Recht der Stadt, nach § 18 Abs. 3 des 

Straßen- und Wegegesetzes bzw. § 8 Abs. 2 a 

des Bundesfernstraßengesetzes Kostenersatz 

sowie Vorschüsse und Sicherheiten zu verlan-

gen, wird durch die nach dem Tarif bestehen-

de Gebührenpflicht oder Gebührenfreiheit für 

Sondernutzungen nicht berührt. 

(4) Das Recht, für die Erteilung der Sondernut-

zungserlaubnis Verwaltungsgebühren zu er-

heben, bleibt unberührt. 

(5) Weitere anfallende Kosten, insbesondere für 

Strom, Wasser, Sonderreinigung und anderes, 

sind in der Gebühr nicht enthalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Klarstellung „Praxiserfahrung“ 

 

 

 

 

 

 

 

Klarstellung „Praxiserfahrung“ 
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§ 9 Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner sind: 

a) der Antragsteller 

b) der Erlaubnisnehmer 

c) wer die Sondernutzung ausübt oder in 

seinem Interesse ausüben läßt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-

samtschuldner. 

§ 10 Entstehung der Gebührenpflicht und 
Fälligkeit 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht 

a) mit der Erteilung der Sondernutzungser-

laubnis, 

b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem 

Beginn der Nutzung. 

(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe 

des Gebührenbescheides an den Gebühren-

schuldner fällig. Bei wiederkehrenden jährli-

chen Gebühren werden die folgenden Gebüh-

ren im voraus zum 31. Januar des jeweiligen 

Rechnungsjahres fällig. 

 

 

 

 

§ 9 Gebührenschuldner 

(1) Zur Zahlung der Sondernutzungs- und 

Verwaltungsgebühren ist die Person ver-

pflichtet, 

a) die eine Erlaubnis selbst oder durch 

Dritte, deren Handeln ihr zuzurechnen 

ist, beantragt hat, 

b) zu deren Gunsten eine Sondernutzung 

ausgeübt oder eine Erlaubnis erteilt 

wird, 

c) die eine Sondernutzung tatsächlich aus-

übt, 

d) die Eigentümerin eines Anliegergrund-

stückes ist, von dem eine Sondernut-

zung ausgeht. 

 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Ge-

samtschuldner. 

§ 10 Entstehung der Gebührenpflicht und 
Fälligkeit 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht 

a) mit der Erteilung der Sondernutzungser-

laubnis, 

b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem 

Beginn der Nutzung. 

(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe 

des Gebührenbescheides an den Gebühren-

schuldner fällig. Bei wiederkehrenden jährli-

chen Gebühren werden die folgenden Gebüh-

ren bis zum 31. März des jeweiligen Rech-

nungsjahres fällig. 

 

 

 

 

 

Klarstellung „Praxiserfahrung“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Praxiserfahrung 

(Abgrenzung des Anliegergebrauches, z. B. be-

sondere Formen des „Straßenverkaufes“) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erkenntnisse der Praxis 
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§ 11 Gebührenerstattung 

(1) Wird eine auf Zeit genehmigte Sondernutzung 

vorzeitig aufgegeben, so besteht kein An-

spruch auf Erstattung der Gebühren. 

(2) Gebühren werden anteilmäßig erstattet, wenn 

die Stadt eine Sondernutzungserlaubnis aus 

Gründen widerruft, die nicht vom Gebühren-

schuldner zu vertreten sind. 

 

§ 12 Gebührenermäßigung und -befreiung 

(1) Die Gebühren sollen erlassen werden für Son-

dernutzungen, die religiösen und staatspoliti-

schen Zwecken oder städtischen Interessen 

dienen. Dies gilt auch für Sondernutzungen 

aufgrund von Veranstaltungen der Wohl-

fahrtsverbände, der kulturellen Gruppen und 

Vereine, der Sportvereine und der Berufsver-

bände. 

 

(2) Für ständig wiederkehrende Sondernutzungen 

kann in Anlehnung an den Gebührentarif eine 

Pauschale erhoben werden. 

 
 

§ 13 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-

chung in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 Gebührenerstattung 

(1) Wird eine auf Zeit genehmigte Sondernutzung 

vorzeitig aufgegeben, so besteht kein An-

spruch auf Erstattung der Gebühren. 

(2) Gebühren werden anteilmäßig erstattet, wenn 

die Stadt eine Sondernutzungserlaubnis aus 

Gründen widerruft, die nicht vom Gebühren-

schuldner zu vertreten sind. 

 

§ 12 Gebührenermäßigung und -befreiung 

(1) Die Gebühren sollen erlassen werden für Son-

dernutzungen, die religiösen und staatspoliti-

schen Zwecken oder städtischen Interessen 

dienen. Dies gilt auch für Sondernutzungen 

aufgrund von Veranstaltungen der Wohl-

fahrtsverbände, der kulturellen Gruppen und 

Vereine, der Sportvereine und der Berufsver-

bände, soweit nicht die Absicht der Ge-

winnerzielung im Vordergrund steht. 

(2) Für ständig wiederkehrende Sondernutzungen 

kann in Anlehnung an den Gebührentarif eine 

Pauschale erhoben werden. 

 

 
§ 13  Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-

chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

über die Erlaubnisse und Gebühren für Son-

dernutzungen an öffentlichen Straßen der Stadt 

Schwelm vom 15.07.1987 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gleichbehandlung mit Gewerbetreibenden 
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Anlage zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren 

für Sondernutzungen 

an öffentlichen Straßen der Stadt Schwelm vom 

15.07.1987 

 

Gebührentarif 

 

(1) Allgemeine Bestimmungen 

a) Bruchteile von  Monaten werden nach Ta-

gen berechnet. Die Tagesgebühr beträgt in 

diesen Fällen ein dreißigstel der Monats-

gebühr.  

 

 

Wird die Sondernutzung über mehr als ei-

nen Monat ausgeübt, wird die Gebühr je 

angefangenen Monat berechnet. 

  

b) Die Gebühren werden jeweils auf volle 

DM abgerundet. Jeder angefangene Quad-

ratmeter gilt als voller Quadratmeter. 

 

c) Die Mindestgebühr beträgt 15,00 DM 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage zur Satzung über Erlaubnisse und Gebühren 

für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen der 

Stadt Schwelm vom ... 

 

 

Gebührentarif 

 

(1) Allgemeine Bestimmungen 

Soweit nichts anderes angegeben ist, erfolgt 

die Berechnung der Sondernutzungsgebüh-

ren wie folgt: 

a) Die Gebühren werden nach Quadrat-

metern oder pauschaliert erhoben. Nä-

heres regeln Absätze 2-5. 

b) Die Gebühr wird, wenn keine besondere 

Regelung getroffen ist (Abs. 2-4), pro 

angefangenen Monat oder als Mindest-

gebühr nach Buchstabe d) erhoben. 

c) Die Gebühren werden jeweils auf volle 

Euro abgerundet. Jeder angefangene 

Quadratmeter gilt als voller Quadratmeter. 

d) Die Mindestgebühr beträgt 20,00 Euro. 

(2) Für das Abstellen eines nicht zum Straßen-

verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuges wer-

den Sondernutzungsgebühren in Höhe von 

100,00 € je angefangenen Kalendermonat 

erhoben.  

 

(3) Für die Aufstellung von Containern über 

einen Zeitraum von 24 Std. hinaus werden 

je angefangenen Monat 20,00 € erhoben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erkenntnisse der Praxis 

 

 

 

Klarstellung „Praxiserfahrung“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gebührenanpassung 

 

Mit dieser Regelung soll das Abstellen von Alt-

fahrzeugen reduziert werden. Bei der Festset-

zung wurde berücksichtigt, dass das Abstellen 

eines Altfahrzeuges im öffentlichen Verkehrs-

raum nicht preiswerter als die Entsorgung sein 

soll. 

 

angemessene Gebührenanpassung und Pauscha-

lierung 
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(2) Gebühren                       DM je qm/Monat 

 

a) Werbeanlagen, Automaten,  

Schaukästen, soweit nicht in diesen  

Tarifen näher bezeichnet                      7,20 

 

 

 

b) Rufsäulen, Uhrensäulen  

und ähnliche Einrichtungen                  6,40 

 

 

c) Baubuden, Gerüste, Bau- 

stofflagerungen, Arbeitsgeräte,  

Bauzäune, Arbeitswagen                 3,20 

 
d) Gleise, soweit nicht  

öffentlicher Verkehr                            4,80 

 

 

(4) Für die Anbringung von Plakaten,  

 

DIN A 0                        max.10 Stck. 

oder 

DIN A 1 und DIN A 2 max. 20 Stck. 

oder 

DIN A 3 und DIN A 4 max. 30 Stck. 

 

pro Erlaubnis bis 14 Tage  20,00 €.            

 

Für einen Zeitraum ab 15. Tag  

 

je Verlängerungswoche                     20,00 € 

 

 

(5) Gebühren                       € je m
2
 / Monat 

 

a) Werbeanlagen incl. Plakatständer 

 und Werbeaufsteller, Automaten,  

Schaukästen, soweit nicht in  

diesen Tarifen näher bezeichnet    5,22 

 

  

 

 

 

 

b) Baubuden, Gerüste, Baustoff- 

lagerungen, Arbeitsgeräte,  

Bauzäune, Arbeitswagen               2,32 

 

 

  

 

 

 
angemessene Gebührenanpassung und Pauscha-

lierung 

Weiterhin erreicht die neue Regelung eine Ein-

dämmung ausufernder Plakatierungen und 

dient so der Verbesserung des Stadtbildes. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

angemessene Gebührenanpassungen 

 

Gebührentarife die in der Praxis keine Anwen-

dung fanden wurden aufgehoben. Gebührenta-

rife die sachlich zusammen gehören, wurden 

zusammengefasst. 

 

 

 

entfallen 
 

 

 

 

 

 

 

entfallen 
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e) Lagerung von Gegenständen  

aller Art, die mehr als 48 Stunden  

andauert und nicht unter 3. fällt           4,00 

 

f) Masten (für Freileitungen,  

Fahnen u.a.)                                         5,60 

 

g) Nichtkommerzielle Werbe- und  

Verkaufsstände, Informationsstände,  

Losverkaufsstände                               3,20 

 

h) Privatwirtschaftliche Werbe-  

und Verkaufseinrichtungen,  

Warenauslagen       

                                                             8,80 

 

i)Verkauf von Weihnachtsbäumen      5,60 

 

 

j)Tische und Sitzgelegenheiten            4,00 

 

k)Transparente, Schilder,  

Plakatständer                                        6,40 

 

l) Container, die länger als 48 Std.  

aufgestellt werden und nicht der  

öffentlichen Entsorgung dienen           4,00 

 

m) Abstellen von nicht zum  

Straßenverkehr zugelassenen  

Kraftfahrzeugen                                   8,80 

 

n)Sonstigen Zwecken dienende  

Nutzungen                                      3,00 - 15,00 

 

c) Lagerung von Gegenständen  

aller Art, länger als 12 Stunden          10,00 

 

 

  

 

 

d) Nichtkommerzielle Werbe und  

Verkaufsstände, Infostände etc.         10,00 

 

 

e) Privatwirtschaftliche Werbe- und  

Verkaufseinrichtungen, Warenauslagen  

und Außengastronomie                        6,38 

 

 

f) Verkauf von Weihnachtsbäumen        4,06 

 

  

 

  

 

 

 

  

 

 

  

 

 

 

 

g) Sonstigen Zwecken dienende  

Nutzungen                                   2,32 – 6,38 

 

siehe auch Erläuterung zu § 4 e) 

 

 

 

entfallen 

 

 

erhöhter Reinigungsaufwand nach Flug-, In-

foblattverteilung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

entfallen (siehe auch e)) 

 

 

entfallen (siehe auch a)) 

 

 

 

siehe Abs. 3 

 

 

 

siehe Abs. 2 

 


